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Politische Teilhabe ist das Fundament 

einer lebendigen Demokratie. Sie verwirk-

licht den Anspruch des Grundgesetzes, 

dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht 

(Art. 20 Abs. 2 GG), und macht Politik zu 

einer Angelegenheit der gesamten  

Gesellschaft. Demokratie lebt davon, dass 

möglichst viele Stimmen gehört, Interes-

sen ausgeglichen werden und Vielfalt  

anerkannt wird. Repräsentation darf nicht 

auf formale Gleichheit beschränkt bleiben,  

sondern muss die unterschiedlichen  

Erfahrungen, Hintergründe und Perspekti-

ven, die unsere Gesellschaft auszeichnen, 

sichtbar machen. 

Demokratie ist mehr als die Herrschaft 

der Mehrheit. Sie ist ein offener, inklusiver 

Aushandlungsprozess; Legitimität gewinnt 

dieser durch die Beteiligung der Bür-

ger*innen, durch Transparenz und seine 

Rechenschaftspflicht. Politische Teilhabe 

umfasst daher nicht nur das Recht, zu 

wählen, sondern auch die Möglichkeit, die 

öffentliche Meinungsbildung aktiv mit- 

zugestalten und in Entscheidungen ein-

gebunden zu sein. Das Grundgesetz bildet 

den Rahmen. Es verpflichtet Staat und 

Gesellschaft, die Würde (Art. 1), Gleichheit 

(Art. 3) und freie Entfaltung (Art. 2) zu  

sichern. Demokratie ist kein Privileg, son-

dern ein gemeinschaftliches Projekt, das 

alle hier lebenden Menschen einschließt.

(Post)migrantische Organisationen leisten 

dazu seit Jahrzehnten Wesentliches: Sie 

schaffen Räume der Selbstorganisation, 

vertreten Interessen, stärken demokrati-

sche Kompetenzen und fördern Integration 

und Zusammenhalt. Menschen mit Mig-

rationsgeschichte und/oder Rassismus-

erfahrung1  sind in politischen Gremien, 

Parteien und Institutionen allerdings  

weiterhin unterrepräsentiert. Ihre Identi-

fikation mit der Demokratie und die  

demokratische Legitimation insgesamt 

können durch diese Schieflage geschwächt 

werden.

1 Einleitung
Von Mahkam Hamid und Jackie Schöneck

Demokratie ist kein 
Privileg, sondern ein 
gemeinschaftliches 
Projekt

1Hinweis zur Terminologie: Im Dossier verwenden wir verschiedene Bezeichnungen, zum Beispiel „(post)mig-
rantisch“, „migrantisch“ oder „migrantisiert“ sowie „Migrant*innen“, Menschen „mit Migrationsgeschichte“,  
„mit Migrationshintergrund“ oder „mit Rassismuserfahrung“. Welche Form passt, hängt vom Kontext ab 
(amtliche Statistik, wissenschaftliche Debatte, Selbstbezeichnung oder Diskriminierungsperspektive). „Migra-
tionshintergrund“ ist vor allem ein statistischer Begriff; „(post)migrantisch“ betont gesellschaftliche Perspek-
tiven jenseits bloßer Herkunft; „migrantisiert“ verweist auf zugeschriebene Differenz; „mit Rassismuserfahrung“ 
adressiert strukturelle Ausschlüsse. Wir richten uns – wenn möglich – nach den Selbstbezeichnungen und 
folgen der Leitlinie: So spezifisch wie nötig, so inklusiv wie möglich. Gute Übersichten und Definitionen bieten 
das digitale Glossar der Neuen deutschen Medienmacher*innen (NdM o. J.) sowie das Infopapier „Alternativen 
zum ‚Migrationshintergrund‘“ des Mediendienstes Integration (2020).
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Vor diesem Hintergrund legen die Bun-

deskonferenz der Migrant*innenorga-

nisationen (BKMO), der Bundesverband 

russischsprachiger Eltern (BVRE), der 

Dachverband der Migrant*innenorganisa-

tionen in Ostdeutschland (DaMOst), das 

Netzwerk neue deutsche organisationen 

(ndo), der Polnische Sozialrat (PSR) und 

die Türkische Gemeinde in Deutschland 

(TGD) dieses Dossier vor. Es versteht sich 

als gemeinsamer Beitrag zum demokrati-

schen Diskurs in Deutschland und als Auf-

forderung, politische Teilhabe umfassen-

der zu denken, praktisch zu ermöglichen 

und diesbezügliche Hürden abzubauen. Zu 

partizipieren, bedeutet nicht nur, ein  

Amt zu bekleiden. Viele Menschen mit 

Migrationsgeschichte und/oder Rassis-

muserfahrung engagieren sich tagtäglich: 

zum Beispiel in Elternbeiräten, Nachbar-

schaftsprojekten, religiösen Gemeinden, 

(post)migrantischen Organisationen 

oder auf der Straße. Dieses Engagement 

spiegelt sich jedoch nicht ausreichend 

in Parteien, Parlamenten und Entschei-

dungsgremien wider: Repräsentation – 

das Gesehen- und Gehörtwerden in der 

Politik – bleibt die Ausnahme. 

Hier setzt das Dossier an: Es fragt, warum 

politische Teilhabe für viele so schwer 

zugänglich bleibt – und mit welchen 

Strategien sich Hürden abbauen lassen. 

Das Anliegen ist nicht, nach Defiziten in 

den Communitys zu suchen, sondern die 

politischen Rahmenbedingungen, die Teil-

habe erschweren, auszumachen. Unter 

Rückgriff auf bestehende Studien werden 

Repräsentationslücken sichtbar gemacht, 

zudem wird ein vergleichender Blick in 

andere europäische Länder geworfen; 

Kern des Dossiers jedoch sind Beiträge, 

die sich den spezifischen Gegebenheiten, 

Erfahrungen und Strategien einzelner 

(post)migrantischer Communitys widmen. 

Das Dossier will Wissen teilen, (post)

migrantische Perspektiven stärken und 

dazu anregen, über eine inklusivere 

Demokratie nachzudenken – eine Demo-

kratie, in der politische Mitsprache nicht 

von Pass, Herkunft oder Namen abhängt, 

sondern allen gleichberechtigt zusteht.
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Die Forschung hat sich in den vergangenen 

Jahrzehnten intensiv mit den politischen 

Realitäten und Folgen gesellschaftlicher 

Diversität in Deutschland befasst. Im 

Folgenden werden vier zentrale For-

schungsbereiche im Themenfeld der 

politischen Teilhabe von Menschen mit 

Migrationsgeschichte und/oder Rassis-

muserfahrung skizziert. 

 2.1 Politische Repräsentation

Chancengerechtigkeit, Teilhabe und die 

Repräsentation aller gesellschaftlichen 

Gruppen zählen zu den zentralen Eckpfei-

lern einer demokratischen Gesellschaft. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei die 

politische Vertretung in den Parlamenten; 

denn hierbei kann unmittelbar Einfluss 

auf politische Entscheidungen genommen 

und können vielfältige Interessen artiku-

liert werden (Schönwälder 2013; Oguzhan/

Pates 2021; Blätte u. a. 2023; Bergmann u. 

a. 2024; Wüst 2024b).

Obwohl die Zahl und der Anteil von Ab-

geordneten mit Migrationsgeschichte seit 

den 1990er-Jahren deutlich gestiegen 

sind, besteht weiterhin eine erhebliche 

Repräsentationslücke (Wüst 2024a, 9). Im 

Jahr 2021 betrug der Anteil der Bundes-

tagsabgeordneten mit „Migrationshinter-

grund“2  nur 11,4 %, während ihr Anteil 

an der Gesamtbevölkerung bei 27,2 % lag 

(Bergmann u. a. 2024, 30). Auf kommunaler 

Ebene zeigt sich ein ähnliches Bild: Nur 

rund 13 % der kommunalen Amts- und 

Mandatsträger*innen in deutschen Groß-

städten haben einen „Migrationshinter-

grund2“ (Blätte u. a. 2023, 30). 

Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede 

zwischen den Parteien: Abgeordnete mit 

sogenanntem Migrationshintergrund sind 

vor allem bei den Linken, aber auch bei 

den Grünen und der SPD vergleichsweise 

häufiger vertreten, während ihr Anteil bei 

den Unionsparteien CDU und CSU sowie 

der FDP deutlich geringer ausfällt (Berg-

mann u. a. 2024, 34 f.).

 2.2 Politische Partizipation

Die politische Partizipation von Mig-

rant*innen und Migrantisierten (siehe 

dazu 2.3) ist für die gesellschaftliche 

Transformation hin zu mehr Gleichbe-

rechtigung von zentraler Bedeutung (Arsu 

u. a. 2017; Mayer u. a. 2021; Spies u. a. 

2020; Walbrühl 2021; Sauer 2016; Wüst 

2 Übersicht und Forschungsstand
Von Julia Glathe und Laura Gorriahn

2 Der Begriff „Migrationshintergrund“ bezeichnet (in der Statistik) Personen, die seit 1955 nach Deutschland 
zugewandert sind, in Deutschland ohne deutsche Staatsangehörigkeit geboren wurden oder bei denen dies 
mindestens ein Elternteil betrifft. Der Begriff ist inzwischen umstritten, weil er sehr unterschiedliche Lebens-
realitäten in einer Kategorie zusammenfasst und zudem Menschen dauerhaft als ausländisch und anders 
markiert – auch dann, wenn sie in Deutschland geboren und aufgewachsen sind und die deutsche Staats-
bürgerschaft besitzen (Walbrühl 2021; Horvath 2017; Will 2022).
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2012). Mehr noch: Sie ist ein Kernkriterium 

demokratischer Legitimität. Denn Demo-

kratie bewährt sich dann, wenn auch 

marginalisierte Gruppen ihre Interessen 

artikulieren können und sich beteiligen 

(Sauer 2016, 256; Bieling/Huke 2021, 24). 

Politische Beteiligung hat dabei viele 

Formen; dazu gehören das Wählen oder 

die Parteiarbeit ebenso wie zivilgesell-

schaftliches Engagement in Vereinen und 

Initiativen, die Eingabe von Petitionen und 

öffentlichen Stellungnahmen oder die Teil-

nahme an Demonstrationen und anderen 

Protestaktionen.

Gerade elektorale Formen der politischen 

Partizipation sind in der Regel an Staats-

bürgerschaft gekoppelt und bleiben damit 

vielen der dauerhaft in Deutschland  

lebenden Menschen verwehrt. So waren 

nur 36 % der in Deutschland lebenden  

Migrant*innen bei der Bundestagswahl 

2021 wahlberechtigt (Freuwört 2025, 45 

f.). Auf kommunaler Ebene wird dieses 

Demokratiedefizit bereits seit den 1980er-

Jahren von sogenannten Ausländer- und 

Integrationsräten, die die Interessen der 

nicht wahlberechtigten Bevölkerungs-

gruppen vertreten sollen, adressiert 

(Wilmes 2018; Walbrühl 2021; Freuwört 

2025). Beanstandet wird jedoch immer 

wieder, dass diese Räte aufgrund feh-

lender Entscheidungskompetenzen kaum 

Einfluss auf das politische Geschehen 

nehmen können (Sinanoğlu/Volkert 2011, 

11). Es ist daher nicht verwunderlich, dass 

Migrant*innen und Migrantisierte häufig 

informelle Formen der Beteiligung wählen 

und sich überdurchschnittlich oft an politi-

schen Protesten beteiligen (Wüst 2024b, 6).

 2.3 Strukturelle Ursachen der  

 Unterrepräsentation

Um Unterrepräsentation und mangelnde 

Teilhabe zu verstehen, gilt es, die struk-

turellen Barrieren einer Gesellschaft 

zu analysieren: wen sie treffen, wie sie 

wirken und welche Mechanismen der Aus-

schließung dabei greifen. Zugangshürden 

betreffen in der Regel nicht eine einzelne 

Gruppe, sondern wirken in ähnlicher Weise 

bei sehr unterschiedlichen Personengrup-

pen – zum Beispiel bei Einwander*innen, 

Frauen, trans Personen, Menschen mit 

Behinderung oder Arbeiterkindern (Fo-

routan 2022, 44). In der Wissenschaft hat 

sich Intersektionalität als Forschungsper-

spektive etabliert, um Ungleichheiten nicht 

isoliert, sondern in ihrem Zusammenspiel 

zu betrachten (Münst 2008). Intersekti-

onalität macht deutlich, dass Kategorien 

der Ungleichheit – wie Geschlecht und 

nur 36 % der in 
Deutschland lebenden 
Migrant*innen waren 
bei der Bundestags-
wahl 2021 wahl- 
berechtigt
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sexuelle Orientierung, Klasse, (kulturelle) 

Herkunft, Rassifizierung, Religion oder 

Behinderung – sich gegenseitig verstärken 

und in jeweils spezifischen Konstellationen 

neue Formen von Diskriminierung hervor-

bringen (Wansing/Westphal 2014).

Die Rassismus- und die Migrations-

forschung zeigen, dass in Deutschland 

„Migrantisierung“ ein zentraler Mechanis-

mus der Rassifizierung ist (El-Mafaalani 

2023): Menschen werden als fremd und 

vermeintlich nicht zugehörig kategorisiert 

und entlang zugeschriebener Herkunft 

und kultureller Differenz markiert. Diese  

Zuschreibungen hängen meist nicht 

primär an einer tatsächlichen Migrations-

geschichte; vielmehr sind es insbeson-

dere People of Color, die als migrantisch 

gelesen und diskriminiert werden. Für die 

Lebensrealität vieler Menschen mit Migra-

tionsgeschichte ist ihre Rassismuserfah-

rung zentral – und deutlich relevanter als 

ein Migrationshintergrund (Horvath 2017; 

Will 2022). 

 2.4 Akteure und Strategien  

 migrantischer Teilhabe

Integration wurde in Deutschland – in 

der Politik ebenso wie in der Forschung 

– lange Zeit vor allem als Bringschuld 

verstanden: im Sinne der Erwartung, dass 

sich Migrant*innen an eine vermeintlich 

homogene Aufnahmegesellschaft zu as-

similieren hätten (Koopmans 2017; Man-

sour 2018, kritisch dazu Foroutan 2022). 

Neuere Integrationskonzepte richten den 

Blick hingegen stärker auf gesellschaft-

liche Rahmenbedingungen und die daraus 

resultierenden Chancen und Hindernis-

se für Teilhabe (Pries 2013; Treibel 2015; 

Foroutan/Kalter 2021). Zudem begreift 

das vergleichsweise junge Paradigma der 

Postmigration Migration nicht als Ausnah-

mezustand, sondern als eine dauerhafte 

soziale Normalität. Damit rücken andere 

Perspektiven und Themen denn jene, die 

an Anpassung ausgerichtet waren, in den 

Vordergrund: die Aushandlung von Zuge-

hörigkeit, Rechten und Repräsentation in 

einer vielfältigen Gesellschaft (Foroutan 

2019; Yildiz 2024). Im Zuge dessen kom-

men auch Praktiken migrantischer Selbst-

organisation, deren Strategien politischer 

Partizipation und deren Rolle bei der Ver-

änderung institutioneller Strukturen und 

Diskurse in den Blick. 

Integration wurde  
in Deutschland  
lange Zeit vor allem 
als Bringschuld  
verstanden
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Zum Feld migrantischer Teilhabe zählen 

unterschiedliche Akteure, die sich in der 

Praxis häufig überlappen. Dazu gehö-

ren institutionalisierte Vertretungen und 

Schnittstellenakteure wie die kommunalen 

Integrations- und Migrationsbeiräte (und 

ihre Landes- und Bundesnetzwerke),  

deren typische Tätigkeiten Beratung, 

Agenda-Setting sowie die Vermittlung 

gegenüber Politik und Verwaltung umfas-

sen (Kersting u. a. 2022). Daneben steht 

die communitybasierte Selbstorganisation, 

beispielsweise migrantische Nachbar-

schaftsinitiativen und Zusammenschlüsse 

migrantischer Frauen, wie sie sich seit den 

1970/80er-Jahren entwickelt haben. Mit 

ihren Bildungs- und Betreuungsangebo-

ten, der Unterstützung im Alltag, gegen-

seitigem Empowerment und dem Aufbau 

eigener Räume und Infrastrukturen stel-

len sie politische Handlungsfähigkeit her 

(Schwenken 2008; Bergold-Caldwell 2022). 

Die communitybasierte Selbstorganisation 

verbindet sich auch mit antirassistischen 

Bündnissen und mit Solidaritätsnetzwer-

ken, sodass Anliegen in breiteren gesell-

schaftlichen Koalitionen vertreten werden 

können. Beispiele dafür sind #unteilbar 

als ein großes kampagnenfähiges Bündnis 

sowie die Initiative 19. Februar Hanau als 

Angehörigen- und Unterstützungsstruktur, 

die Aufklärung, Gerechtigkeit und politi-

sche Teilhabe fordert (Stjepandić 2022).

 2.5 Fazit 

Im Lichte des skizzierten Forschungs-

standes lässt sich der Zusammenhang 

von Migration, Teilhabe und Demokratie in 

drei verschränkten Perspektiven systemati-

sieren (siehe auch Glathe/Gorriahn 2022). 

Erstens führen konstitutive Ausschlüsse 

sowie strukturelle Begrenzungen der Teil-

habe in nationalstaatlichen Demokratien 

dazu, dass Migrant*innen und Migranti-

sierte politisch unterrepräsentiert sind. 

Zweitens ist Migration Gegenstand der 

demokratischen Selbstverständigung, die 

sich in Aushandlungen von Zugehörigkeit, 

Repräsentation und Teilhabe ausdrückt. 

Drittens schließlich erscheint Migration als 

Reservoir der Erneuerung und (Re-)Demo-

kratisierung durch antirassistische Praxis 

und migrantische Selbstorganisierung. 

An diese Einordnungen knüpft das vorlie-

gende Dossier an: Es versteht die Unter-

repräsentation von Migrant*innen nicht 

als ein politisches Randthema, sondern als 

Prüfstein dafür, wie ernst demokratische 

Gesellschaften ihren eigenen Anspruch auf 

Gleichheit und Teilhabe nehmen.
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Politische Teilhabe meint, an Entschei-

dungen auf kommunaler, regionaler, 

nationaler und europäischer Ebene real 

mitzuwirken. Europarechtlich stecken die 

EU-Richtlinie 2003/109/EG zum Status 

langfristig Aufenthaltsberechtigter sowie 

das Übereinkommen des Europarats von 

1992 zur Beteiligung von Ausländer*innen 

am kommunalen Leben den Rahmen ab: 

Beide ermutigen die Staaten, Drittstaats-

angehörigen nach mehrjährigem Aufenthalt 

kommunale Mitbestimmung zu eröffnen. 

Die tatsächliche Umsetzung ist uneinheit-

lich, insofern die Aufenthaltsdauer, die 

Registrierungspflichten und die Gegensei-

tigkeit je nach Land variieren. Deutschland 

gewährt Drittstaatsangehörigen bislang 

kein kommunales Wahlrecht, was eine 

niederschwellige Anbindung erschwert und 

Repräsentanzlücken verfestigt. 

Der Blick zu den Nachbarn zeigt bei den 

Faktoren, die die politische Partizipation 

prägen – darunter das Wahlsystem, die Ein-

bürgerungspraxis und die Zivilgesellschaft 

–, eine Bandbreite innerhalb der EU. Im 

Norden fördert Dänemark mit seiner Ver-

hältniswahl und mit Ausgleichsmandaten 

grundsätzlich Pluralismus. Auf nationaler 

Ebene wählen nur Staatsangehörige; lokal 

wählen auch EU-Bürger*innen, Drittstaats-

angehörige erst nach mehreren Jahren. 

Einbürgerungsregeln wurden jüngst ver-

schärft, was die Zahlen der Einbürgerungen 

senkte. Der Weg in die nationale Teilhabe 

bleibt schmal: Zwar gibt es einerseits eine 

dichte Vereinslandschaft; andererseits 

jedoch prägen umstrittene amtliche Kate-

gorien wie „Einwanderer/Nachkommen“ 

oder „westlich“ versus „nicht westlich“ den 

Diskurs und stellen  Zugehörigkeit infrage. 

Die Niederlande kombinieren ein Verhält-

niswahlsystem ohne harte Sperrklausel mit 

kommunaler Partizipation: EU-Bürger*in-

nen sind lokal wahlberechtigt, Drittstaats-

angehörige nach fünf Jahren rechtmäßigem 

Aufenthalt; nationale Rechte bleiben an 

eine Einbürgerung gebunden. Es gibt 

aktive Konsultationen und Bürgerhaus-

halte; jedoch bleibt die parlamentarische 

Repräsentanz von Menschen mit Migra-

tionsbiografie unter deren Bevölkerungs-

anteil. Belgien verbindet Föderalismus und 

Verhältniswahl mit gesetzlicher Parität auf 

Wahllisten, was einen vergleichsweise ho-

hen Frauenanteil (rund 44 %) im Parlament 

begünstigt. Drittstaatsangehörige erhalten 

nach fünf Jahren kommunales Wahlrecht, 

EU-Bürger*innen früher. In Brüssel und in 

Teilen Flanderns wächst die Zahl politisch 

aktiver Menschen mit Migrationsbiografie, 

bleibt aber unterproportional. Eine Wahl-

pflicht, dichte Vereinsstrukturen und eine 

starke lokale Verankerung fördern das 

Engagement; spezifische Mechanismen, 

die die migrantische Repräsentanz fördern, 

sind allerdings selten. In Polen und ebenso 

in Tschechien besitzen EU-Bürger*innen 

lokal aktives wie passives Wahlrecht, Nicht-

EU-Ausländer*innen nicht. Die Beteiligung 

3 Europäischer Vergleich 
Von Burcu Başdinkçi, Luisa Muhammad und Joanna Szymanska-Bica 
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ist sehr niedrig, umfassende Integrations-

strategien fehlen. Politische Sichtbarkeit 

entsteht eher lokal als national. Zwar sind 

viele NGOs im Themenfeld registriert, aber 

viele davon sind nicht dauerhaft aktiv. In 

Österreich steuert das Einbürgerungsrecht 

die politische Teilhabe besonders stark: 

Doppelte Staatsangehörigkeit ist grund-

sätzlich ausgeschlossen, nationales Wahl-

recht bleibt an Einbürgerung gebunden, 

und der Anteil von Abgeordneten mit Mig-

rationshintergrund liegt deutlich unter dem 

Bevölkerungsanteil. Daran konnte auch 

die lebendige Vereinslandschaft wenig 

ändern. In Frankreich verbindet sich eine 

lange Einwanderungsgeschichte mit einem 

Mehrheitswahlrecht in zwei Runden, das 

große Parteien begünstigt und die Hürden 

für Minderheitenkandidaturen erhöht; das 

kommunale Wahlrecht gilt nur für EU-Bür-

ger*innen. Luxemburg zeigt hingegen, wie 

weit eine Öffnung des Wahlrechts tragen 

kann: Seit 2022 haben alle mit Aufenthalts-

recht, unabhängig von ihrer Wohnsitzdauer,  

das kommunale Wahlrecht inne. Eine 

Doppelstaatsbürgerschaft ist möglich. Eine 

lebendige migrantische Zivilgesellschaft  

befördert und verstetigt die Beteiligung.

Dieser europäische Vergleich wurde an-

dernorts umfassender dargestellt und en 

détail analysiert (Başdinkçi et al. 2026), 

sodass erkennbar wird, wie die verschiede-

nen Faktoren ineinandergreifen. 

Drei Schlüsse lassen sich daraus ziehen. 

Erstens: Das kommunale Wahlrecht be-

schleunigt die niederschwellige Anbindung, 

während die Staatsangehörigkeit als Ein-

trittskarte für die Landes- und Bundesebene 

entscheidend bleibt. Jenes kann dieses 

nicht ersetzen: Brücken, die vom zivilgesell-

schaftlichen Engagement zur politischen 

Repräsentation führen, entstehen vor allem 

dort, wo eine kommunale Öffnung und eine 

pragmatische Einbürgerung zusammen-

wirken. Zweitens spielen die Einbürge-

rungsverfahren eine erhebliche Rolle; denn 

letztlich entscheiden Bearbeitungszeiten, 

Gebühren sowie Sprach- und Nachweisan-

forderungen darüber, wie schnell Menschen 

die neue Staatsbürgerschaft erhalten – 

und für die politische Partizipation nutzen 

können. Drittens regeln die Parteikultur 

und die Listenpraxis, ob formale Zugänge 

in tatsächliche Mandate münden. Recht-

liche Öffnungen allein genügen nicht. 

Die Verhältniswahl erhöht die Vielfalt nur 

potenziell; damit sie real wird, braucht es 

Safe Seats, Quoten, Mentoring und/oder 

Netzwerke. Spezifisch für Deutschland lenkt 

der Vergleich den Blick darauf, dass der 

Weg zur politischen Teilhabe ohne kommu-

nales Wahlrecht für Drittstaatsangehörige 

vielen versperrt bleibt. Das Nadelöhr ist die 

Einbürgerung, die aber oft zeitverzögert 

erfolgt.  

Brücken entstehen wo 
kommunale Öffnung 
und Einbürgerung  
zusammenwirken
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 4.1 Unterrepräsentation  

 (post)migrantischer Communitys  

 in der Politik: Status quo,  

 Erfahrungen und Unterschiede

Von Jackie Schöneck

Seit den frühen 1990er-Jahren hat sich 

die politische Landschaft in Deutschland 

spürbar verändert: Immer mehr Politi-

ker*innen mit Migrationsgeschichte und/

oder Rassismuserfahrung prägen Debatten, 

Themen und Sprache. Prominente Meilen-

steine waren 1994 der Einzug von Leyla 

Onur (SPD) und Cem Özdemir (Bündnis 

90/Die Grünen) als erste Bundestags-

abgeordnete mit benannter Migrations-

geschichte und/oder Rassismuserfahrung, 

2009 Philipp Rösler (FDP) als erster Bun-

desminister (Mediendienst Integration 

2025d) und 2026 die Wahl Özdemirs als 

Ministerpräsident Baden-Württembergs. 

Gleichzeitig bleibt die Unterrepräsentation 

vieler Communitys bestehen, und struk-

turelle Hürden bremsen den Aufstieg in 

Spitzenfunktionen (Metzing/Cardozo Silva 

2024; Best u. a. 2025). Rund 30 % der 

Bevölkerung haben eine Migrationsge-

schichte, im Bundestag liegt der Anteil der 

Abgeordneten mit Migrationsgeschichte 

jedoch bei nur 11,6 % (Mediendienst Inte-

gration 2025d, 2; Storz/Mayr 2025).

In vielen Großstädten wirken eine lange 

lokale Einwanderungsgeschichte, lebendige 

Vereinslandschaften und eigene Medien als 

Verstärker politischer Teilhabe: Sie schaffen 

soziales Kapital, Unterstützer*innenkreise 

& Kandidierendenpools – und damit reale 

Chancen auf Listenplätze (Metzing/Cardozo 

Silva 2024; Best u. a. 2025).  

Deshalb sind türkeistämmige, italienische 

und portugiesische Communitys auf kom-

munaler Ebene vergleichsweise sichtbar; 

EU-Bürger*innen profitieren zusätzlich 

vom kommunalen Wahl- und Kandidatur-

recht (Metzing/Cardozo Silva 2024). Im 

ländlichen Raum und in Ostdeutschland 

führen kleinere Communitys, schwächere 

Vereins- und Parteinetzwerke, niedrigere 

Einbürgerungsquoten und ein begrenzter 

lokaler Medienmarkt zu weniger Kandida-

turen und seltenen Mandaten (Best u. a. 

2025; Metzing/Cardozo Silva 2024). Mit-

gliedsverbände der Bundeskonferenz der 

Migrant*innenorganisationen (BKMO) be-

richten zudem von aussichtslosen „Auffüll-

plätzen“ für (post)migrantische Kandida-

turen und von fehlenden Ressourcen für 

4 Zoom in: Die Repräsentation verschiedener 
(post)migrantischer Communitys in Deutschland

Rund 30% der  
Bevölkerung haben 
eine Migrations- 
geschichte, im  
Bundestag liegt der 
Anteil der Abgeord-
neten mit Migrations-
geschichte jedoch bei 
nur 11,6% 
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eine mehrsprachige Wahlkommunikation; 

Letzteres ist ein wiederkehrendes Hinder-

nis vor allem für Erstwähler*innen. 

Im Ländervergleich liegt in Berlin, Ham-

burg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und 

Hessen der Anteil (post)migrantischer Ab-

geordneter höher, was auf urbane Rekru-

tierungspools und offenere Parteikulturen 

zurückgeführt wird (Bergmann u. a. 2024; 

Mediendienst Integration 2025d). Wo Par-

teien Diversität mittels Quoten, Mentoring 

und der Förderung von Sichtbarkeit ver-

ankern, werden (post)migrantische Kan-

didaturen eher aufgenommen, platziert 

und medienfähig gemacht (Bergmann 

u. a. 2024). Führungsfunktionen, etwa 

Fraktionsspitzen oder Ausschussleitungen, 

bleiben jedoch häufig unterproportional 

besetzt, insbesondere in Flächenländern 

und im Osten (Metzing/Cardozo Silva 

2024; Best u. a. 2025). BKMO-Mitglieder 

berichten außerdem, dass Bewerbungen 

um einen Ausschussvorsitz oft an inof-

fiziellen Erfahrungsschwellen scheitern; 

eine Position als Sprecher*in erhielten 

Mandatsträger*innen mit Migrationsge-

schichte überproportional für die Themen 

Migration und Flucht.

Im Bundestag 2025 liegt der Anteil der 

Abgeordneten mit Migrationsgeschichte 

bei 11,6 % und damit deutlich unter dem 

Bevölkerungsanteil (Mediendienst Inte-

gration 2025d; Storz/Mayr 2025). Dass 

47,2% dieser Gruppe Frauen sind, verweist 

auf das Potenzial gezielter Rekrutierung 

und von Quotenregelungen (Mediendienst 

Integration 2025d). Zugleich verdeutlicht 

die niedrige Gesamtquote die Wirkung 

intransparenter Listenaufstellungen, 

dominanter Netzwerke und hoher An-

forderungen im Kontext überregionaler 

Medien (Best u. a. 2025; Bergmann u. a. 

2024). Besser vertreten sind Communitys 

mit langer Einwanderungsgeschichte und 

dichter Organisationsstruktur, während 

größere Gruppen aus Osteuropa, dem 

postsowjetischen Raum und aus neueren 

Fluchtbewegungen deutlich unterreprä-

sentiert bleiben; Letzteres gilt auch für 

Sinti* und Roma* (Metzing/Cardozo Silva 

2024; Best u. a. 2025). 

Die Staatsangehörigkeit bleibt die zentrale 

Voraussetzung für Mandate auf Landes- 

und Bundesebene. Das Gesetz zur Moder-

nisierung des Staatsangehörigkeitsrechts 

(StARModG) von 2024 senkte mit verkürz-

ten Fristen und einer erweiterten Mehr-

staatigkeit die formalen Hürden; Bearbei-

tungsstaus verzögern jedoch den realen 

Zugang (BGBl 2024; BMI 2025; Destatis 

2024). Rekordwerte bei Einbürgerungen 

übersetzen sich nicht automatisch in eine 

Die Staatsangehörigkeit 
bleibt die zentrale  
Voraussetzung für 
Mandate auf Landes- 
und Bundesebene. 
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zeitnahe höhere politische Repräsentation 

(Destatis 2024; Destatis 2025a). 

Innerhalb der Parteien entscheiden 

Parteikulturen und Auswahlpraktiken, ob 

formale Zugänge in Mandate münden: 

Listenaufstellungen, Safe Seats und  

informelle Netzwerke können inklusiv 

oder exkludierend wirken (Bergmann u. a. 

2024). Wo Quoten und Mentoring existieren, 

steigen die Chancen. Wo sie fehlen, bleibt 

es beim Status quo und einer „Tokeni-

sierung“: Nominierungen beschränken 

sich auf chancenarme Plätze und bleiben 

somit symbolisch (Bergmann u. a. 2024). 

BKMO-Mitglieder sprechen in diesem Kon-

text von „PR-Platzierungen“: (Post)mig-

rantische Parteimitglieder würden medial 

sichtbar als Kandidat*innen geführt, er-

hielten jedoch wenig aussichtsreiche Plätze; 

in der Folge sinke deren Parteibindung 

und die Bereitschaft, erneut anzutreten. 

Wahlkämpfe erfordern Zeit, Geld, Teams 

und Kommunikationskompetenz. Hinzu 

kommen politische Codes, Antragslogiken,  

Medienformate und eine Verwaltungs-

sprache, die jenen einen Vorsprung 

verschaffen, die sie frühzeitig in Jugend-

parlamenten, Verbänden oder Hochschu-

len erlernt haben (Storz/Mayr 2025) – wo 

(Post-)Migrant*innen unterrepräsentiert 

sind. Auf dem Weg zur Kandidatur sind 

sie mit offener und subtiler Diskriminie-

rung konfrontiert, was Anpassungsdruck 

und psychische Belastungen erzeugt; statt 

in die Inhalte müssen sie ihre Energie 

in ihre Legitimation stecken; Karrieren 

verkürzen sich, und Wiederkandidaturen 

werden unwahrscheinlicher (Bergmann 

u. a. 2024). Besonders benachteiligt sind 

junge Menschen sowie Frauen mit Kindern 

– durch Care-Lasten, prekäre Beschäfti-

gung und eine fehlende Parteiansprache 

–, was ihre Kampagnenfähigkeit und 

Listenplatzierung schwächt (Storz/Mayr 

2025; Boll u. a. 2022).  

Communitys mit starken Vereinen, eigenen 

Medien, Spender*innen und freiwilligen 

Teams nominieren und tragen Kandidatu-

ren leichter (Metzing/Cardozo Silva 2024; 

Best u. a. 2025). Später folgen Berufungen 

in Kabinette, Staatssekretariate, Kommis-

sionen und Verfassungsorgane häufig  

informellen Vertrauenslogiken und  

gewachsenen Personalpools (BMI 2025; 

Metzing/Cardozo Silva 2024; Best u. a. 

2025). Eher diverse Parlamente übersetzen 

sich daher nicht automatisch in gleicher-

maßen divers besetzte Regierungen und 

Gremien.

Das Einbürgerungsrecht, der Organisa-

tionsgrad der Communitys, deren regio-

Diverse Parlamente 
machen nicht  
automatisch diverse 
Regierungen und  
Gremien.
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nale Dichte, die Kultur und Listenpraxis 

der Parteien, die Medienberichterstattung, 

das Bildungssystem, Diskriminierungen 

und die Verteilung der Care-Lasten greifen 

ineinander und prägen, welche Com-

munitys politisch sichtbar werden und 

vertreten sind (Bergmann u. a. 2024; Best 

u. a. 2025). Um auszumachen, welche 

Kombinationen dieser Faktoren die Reprä-

sentation (post)migrantischer Commu-

nitys besonders stark prägen, bedarf es 

weiterer Forschung. Zudem fehlen Daten 

zu Subgruppen und deren politischer Ver-

tretung. Den Folgen, die die anhaltende 

Unterrepräsentation für die Demokratie, 

die Identifikation mit ihr und den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt hat, gilt es 

wissenschaftlich, politisch und zivilgesell-

schaftlich nachzugehen und zu begegnen.

 (Post)migrantische Communitys in ihrer

 Vielfalt vertreten: Erfahrungen  

 der BKMO

 

Analysen und Datensätze, die primär nach 

Herkunftsstaat bzw. großen Herkunfts-

gruppen differenzieren, bilden die interne 

Heterogenität (etwa nach ethnischen, 

religiösen oder Minderheitenzugehörig-

keiten) nur unzureichend ab (Metzing/

Cardozo Silva 2024). Sie blenden Sub-

gruppen wie kurdische, alevitische oder 

Roma*-Communitys aus. Dies hat in der 

Praxis zur Folge, dass fehlende Daten zu 

fehlenden Anknüpfungspunkten, um die 

entsprechenden Subgruppen gezielt für 

die Parteiarbeit anzusprechen und zu 

fördern, führen. Die Untererfassung pro-

duziert demnach eine Unsichtbarkeit, die 

Folgen hat auch für die Repräsentation. 

Die BKMO bewegt sich diesbezüglich in 

einem Spannungsfeld zwischen maximaler 

Differenzierung und einer klaren politi-

schen Linie: Einerseits sollen Stimmen 

aus möglichst vielen unterschiedlichen 

Communitys und Subgruppen – mit ihren 

spezifischen Erfahrungen und Sprachen 

– sicht- und hörbar werden; andererseits 

verlangt die politische Praxis verdichtete 

Botschaften und verhandlungsfähige, klare 

Forderungen, die in engen Zeitfenstern 

verständlich vermittelt und verhandelt 

werden können. 

Diese Gleichzeitigkeit ist eine strukturelle 

Gratwanderung und eine Herausforde-

rung. Bei Einladungs- und Beteiligungs-

formaten, etwa in Ministerien oder Aus-

schüssen, werden häufig Dachverbände 

oder einige wenige Leitstimmen angefragt. 

Das ist aus Zeit- und Formatgründen 

nachvollziehbar, birgt aber das Risiko, 

dass andere Perspektiven unsichtbar 

Untererfassung  
produziert eine  
Unsichtbarkeit, die 
Folgen hat auch für 
die Repräsentation
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bleiben. Je heterogener eine Community 

ist, desto wichtiger sind legitime Wege 

der Aushandlung – wie transparente  

Verfahren, Rotation oder verlässliche 

Feedbackschleifen.  

Fehlen dafür Zeit und Ressourcen, ent-

steht eine doppelte Herausforderung für 

Vertretungen wie die BKMO: Ohne breite 

Konsultation fehlt die Legitimität, ohne 

Verdichtung fehlt die Durchschlagskraft. 

Zusätzliche Arbeit entsteht durch notwen-

dige Übersetzungsleistungen – sowohl in 

mehrsprachigen Kontexten als auch zwi-

schen Community-Sprache, Amtsdeutsch 

und Medienlogik. Diese Vermittlungsarbeit 

wird selten finanziert und lastet oft auf 

wenigen Personen. 

In dem besagten Spannungsfeld zwi-

schen Differenzierung und politischer 

Prägnanz setzt die BKMO auf Balance: 

möglichst alle Stimmen einbeziehen, 

Minderheitspositionen sichtbar halten 

und zugleich verhandlungsfähige Linien 

formulieren. Daraus ergeben sich Bedarfe 

an Formaten, die Beteiligung fördern und 

die Legitimation stärken, an eigenstän-

digen Bühnen für kleinere Communitys 

und an einer ständigen Selbstreflexion 

der Rolle als Dachverband. 

Die BKMO setzt  
auf Balance:  
möglichst alle Stim-
men einbeziehen, 
Minderheitspositionen 
sichtbar halten, und 
zugleich klare Linien 
formulieren. 
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 4.2 Politische Teilhabe von  

 Post*migrant*innen: Lösungsansätze 

 für aktuelle Herausforderungen 

 und Unterschiede

Von Lia Petridou 

 

Die politische Teilhabe von Menschen mit 

Migrationsgeschichte ist ein zentraler 

Indikator dafür, wie es in Deutschland 

um demokratische Standards und deren 

Qualität steht (Wüst 2022). Während der 

Anteil von Menschen mit Zu- oder Ein-

wanderungsgeschichte steigt, bleibt 

ein deutliches Defizit in ihrer politischen 

Partizipation und Repräsentation bestehen 

(Wüst 2022; Kuner 2024). Ein solcher 

Mangel an gesellschaftlich normalisierter 

Repräsentation und an sichtbaren „Autori-

täten“, insbesondere auf Ebenen politischer 

Entscheidung, ermöglicht populistische 

Debatten wie die „Stadtbilddebatte“ 

(Fritzsche 2025).

Die neuen deutschen organisationen (ndo) 

sind ein communityübergreifendes und 

intersektionales Netzwerk aus über 200 

Vereinen, Organisationen und Projekten: 

„Unsere Mitglieder sind Nachkommen 

von Arbeitsmigrant*innen und Ge-

flüchteten, Sinti*zze und Rom*nja, 

afrodiasporische Menschen, jüdische, 

muslimische und andere dialogsu-

chende Engagierte. Manche von uns 

bezeichnen sich als Person of Color 

(PoC) oder Schwarze Menschen, als 

Bindestrich-Deutsche oder eben an-

ders. Unsere Gemeinsamkeit: Wir sehen 

uns als postmigrantische Bewegung 

gegen Rassismus und für ein inklusives 

Deutschland.“ (ndo o. J.) 

Die ndo repräsentieren das heutige post-

migrantische Deutschland – mit seinem 

hohen Anteil an Menschen mit Migra-

tionsgeschichte: 2024 waren es 30,4% 

der Gesamtbevölkerung (bpb 2025). Das 

ndo-Netzwerk fokussiert die Lebensreali-

täten und Perspektiven der nachfolgenden 

Generationen von Menschen mit Migra-

tionsgeschichte. Diesbezüglich nimmt es 

eine Schlüsselrolle ein, indem es sich für 

deren Sichtbarkeit und Teilhabe sowie für 

Chancengerechtigkeit engagiert. Seit seiner 

Gründung 2015 fordert es vehement ein, 

dass deren Zugehörigkeit zu Deutsch-

land als selbstverständlich anerkannt 

wird und dass die strukturellen Bedin-

gungen gesellschaftlicher Ausschlüsse, 

wie Rassismus und Intersektionalität, in 

den Vordergrund gestellt werden; durch 

Kampagnen- und Pressearbeit, Advo-

Die politische Teilhabe  
von Menschen mit  
Migrationsgeschichte  
ist  zentraler Indikator 
für den Stand der  
Demokratie
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cacy, Policy-Beiträge, Bundeskongresse 

und Empowerment-Formate fördert und 

gestaltet es aktiv politische Teilhabe (bpb 

2025; Waldmann 2021).  

Die ndo gründeten sich aus einem kollek-

tiven Bedarf heraus: Es galt, die Stimmen 

und Forderungen von Communitys, deren 

Zugehörige hier aufgewachsen und von 

Rassismus und Ausschluss betroffen 

waren, in die öffentlichen und politischen 

Diskurse zu tragen und ihnen politisches 

Gewicht zu verleihen – dies unter dem 

Begriff „Neue Deutsche“ und später 

„postmigrantisch“ (Stiftung Mercator 

2017). Der Hintergrund war, dass diese 

Communitys in der politischen Öffentlich-

keit unsichtbar waren, dazu kam ein  

zunehmend rassistisches Klima (unter 

anderem mit den Pegida-Märschen). 

Statt Migration als abgeschlossenen Pro-

zess zu denken, transportiert die  

Bezeichnung „postmigrantisch“, dass sich 

Gesellschaften durch Migration nachhal-

tig verändern; Menschen in Deutschland 

leben de facto in einer „Einwanderungs-

gesellschaft“ (Stiftung Mercator 2017). 

Die ndo fordern Gesetze, die die Diskri-

minierung von Menschen nachfolgender 

Generationen anerkennen und deren 

Teilhabe verankern (Stiftung Mercator 

2017). Eine zentrale Forderung der ndo ist 

die Abkehr von einer einseitigen Integra-

tionspolitik hin zu einer inklusiven Gesell-

schafts-politik für alle. 

Der Anteil der Abgeordneten mit Migra-

tionsgeschichte bleibt deutlich hinter der 

gesellschaftlichen Realität zurück (Arsu u. 

a. 2017; Storz/Mayr 2025). Für die zweite 

und dritte Generation bedeutet dies, dass 

sie in Parteien und Parlamenten weniger 

sichtbar sind, als es ihre Lebensrealität 

– mit hohen Bildungsabschlüssen, Enga-

gement und Verwurzelung in Deutschland 

– nahelegen würde (Storz/Mayr 2025).  

Politisch und gesellschaftlich – zum Beispiel 

rechtlich, in den Medien, in Gremien und 

Aufsichtsräten – werden postmigrantische 

Perspektiven selten abgebildet; selbst die-

jenigen, die bereits in mehreren Generationen 

in Deutschland leben, werden strukturell 

benachteiligt (Mediendienst Integration 

2025d; Storz/Mayr 2025). 

„Postmigrantisch“ 
heißt, dass sich  
Gesellschaften durch 
Migration nachhaltig 
verändert

Selbst diejenigen, die 
bereits in mehreren  
Generationen in 
Deutschland leben, 
werden strukturell  
benachteiligt
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Zwischen den Parteien zeigen sich Unter-

schiede: Während SPD, Bündnis 90/Die 

Grünen und Die Linke vergleichsweise viele 

Abgeordnete mit Migrationsgeschichte 

stellen, ist die Repräsentation innerhalb 

der Union auffällig niedrig (Mediendienst 

Integration 2025d). Auf der Bundesebene 

ebenso wie in kommunalen Vertretungen 

und Landesparlamenten zeigt sich: Wo 

Parteien Diversität beachten, Nachwuchs-

förderung betreiben und Zugangswege 

öffnen, finden sich häufiger Mandatsträ-

ger*innen der zweiten und dritten Gene-

ration; fehlen solche Strukturen, bleiben 

junge Menschen mit Migrationsgeschichte 

oft in ehrenamtlichen Rollen, ohne den 

Schritt in Ämter und Mandate zu schaffen 

(Storz/Mayr 2025; SVR 2021). Institutionen 

wie das Deutsche Zentrum für Integra-

tions- und Migrationsforschung (DeZIM) 

analysieren Zugehörigkeit, Partizipation 

und Repräsentation systematisch (DeZIM 

2023). Die parteipolitischen Positionen zur 

Förderung der Teilhabe variieren deutlich 

(Arsu u. a. 2017).

Die postmigrantische Gesellschaft in 

Deutschland ist durch Diversität gekenn-

zeichnet, was traditionelle Konzepte von 

Herkunft und Zugehörigkeit infrage stellt 

(Dialog macht Schule 2024). Das DeZIM-

Projekt „Politische (Un-)Gleichheit in der 

postmigrantischen Demokratie“ betont, 

dass die politische Teilhabe und die Reprä-

sentation von Menschen mit Migrations-

geschichte häufig durch sozioökonomische 

Ungleichheiten und institutionelle Barrieren 

eingeschränkt werden (DeZIM 2023). Ein 

zentraler Aspekt ist zudem, wie Menschen 

mit Migrationsgeschichte Zugehörigkeit 

wahrnehmen; viele erleben das Verhältnis 

zur sogenannten Mehrheitsgesellschaft 

und zu politischen Institutionen als ambi-

valent, was auch die Motivation für Partizi-

pation und die diesbezüglichen Möglichkeiten 

prägt (Storz/Mayr 2025; SVR 2021). 

Innerhalb der großen Parteien bestehen 

unterschiedliche Strategien zur Förderung 

politischer Teilhabe von Menschen mit 

Migrationsgeschichte (Wüst 2022; Kuner 

2024). Die Union interpretiert Integration 

als fortschreitenden Prozess, legt den 

Fokus auf Zusammenhalt und „Leitkultur“ 

und verfolgt eine eher restriktive migra-

tionspolitische Linie, mit der Betonung auf 

Rechtsstaatlichkeit; Minderheitenrechte 

und spezifische Förderprogramme werden 

eher skeptisch betrachtet. Die Repräsen-

tation von Menschen mit Migrations- 

geschichte ist vergleichsweise gering  

(Mediendienst Integration 2025d; CDU 

2024; PRO ASYL 2025). Die SPD sieht 

Die Diversität der 
postmigrantischen 
Gesellschaft stellt 
traditionelle Konzepte 
von Herkunft und  
Zugehörigkeit infrage 
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politische Beteiligung als Schlüssel und 

fördert explizit die Teilhabe und die  

Repräsentation in öffentlichen Ämtern; sie 

verfügt über ein diverseres Umfeld und 

unterstützt gezielte Programme gegen 

Diskriminierung und strukturelle Benach-

teiligungen (Mediendienst Integration 

2025d; SPD 2019). Bündnis 90/Die Grünen 

interpretieren politische Teilhabe als Men-

schenrecht und demokratisches Gebot, 

setzen auf Inklusion, intersektionale  

Gerechtigkeit und verbindliche Maßnah-

men wie Quoten und Antidiskriminie-

rungspolitik; Personen mit Migrations-

geschichte nehmen sichtbare Rollen ein 

(Mediendienst Integration 2025d; Bündnis 

90/Die Grünen o. J.). Die Linke setzt auf 

soziale Gerechtigkeit und die Bekämpfung 

von Diskriminierung und kritisiert struk-

turelle Barrieren beim Zugang zu Ämtern. 

Meist ist sie mit dem höchsten Anteil an 

Abgeordneten mit Migrationsgeschichte  

vertreten (Mediendienst Integration 

2025d; Die Linke o. J.). Während SPD, Grüne 

und Linke eher progressive Förderstra-

tegien verfolgen, steht die CDU für eine 

konservativere und integrationszentrierte 

Perspektive.

 

Forschung zeigt, dass Menschen mit 

Migrationsgeschichte seltener an Wahlen 

teilnehmen und in Ämtern unterreprä-

sentiert sind, und zwar auch unabhängig 

von den rechtlichen Rahmenbedingungen 

(Kuner 2024). Die Ursachen sind unter 

anderem soziale und ökonomische Un-

gleichheiten und Diskriminierung, eine 

andere politische Sozialisation, restriktive 

Parteistrukturen und fehlende Wahlrechte; 

dies stabilisiert einen Kreislauf aus niedriger 

Wahlbeteiligung und geringer Repräsen-

tation (Storz/Mayr 2025; Dialog macht 

Schule 2024; Palleit 2011; bbt 2025). Um 

politische Gleichstellung zu fördern und 

den demokratischen Anspruch einer teil-

habenden postmigrantischen Gesellschaft 

einzulösen, werden niedrigschwellige 

Beteiligungsangebote, politische Bildung, 

parteiinterne Inklusionsstrategien, Anti-

diskriminierungsarbeit, Forschung und 

eine Stärkung migrantischer Organisatio-

nen empfohlen (Wüst 2022; Dialog macht 

Schule 2024; Palleit 2011; bbt 2025).

Hier setzt die Arbeit der neuen deutschen 

organisationen (ndo) an. Das Netzwerk 

verbindet Organisationen, Initiativen 

und Akteur*innen nachfolgender Gene-

rationen von Menschen mit Migrations-

geschichte, die nicht selbst migriert sind, 

die politisch, kulturell oder gesellschaftlich 

Soziale und ökonomi-
sche Ungleichheiten  
und Diskriminierung 
stabilisiert einen 
Kreislauf aus niedriger 
Wahlbeteiligung und 
geringer Repräsentation 
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aktiv sind (bpb 2025). In gemeinsamen 

Formaten (etwa in Austausch- und Netz-

werkveranstaltungen wie dem ndo-Bun-

deskongress oder dem ndo-Salon) werden 

Erfahrungen in der politischen Arbeit, mit 

Hürden in Bewerbungsverfahren oder mit 

Ausschlussmechanismen sichtbar ge-

macht und politisiert. Die ndo schaffen 

Räume, in denen sich junge Menschen 

der zweiten und dritten Generation über 

Zugangswege in Strukturen, Gremien und 

Verwaltungen informieren, Strategien ent-

wickeln und sich gegenseitig stärken (bpb 

2025; Waldmann 2021). Capacity-Build-

ing-Workshops, Mentoring und Qualifi-

zierungsangebote vermitteln Wissen über 

Kampagnenführung, Mandatsarbeit und 

Medienkommunikation; die Mitglieder des 

ndo-Netzwerks werden dabei unterstützt, 

ihre Perspektive in programmatische 

Parteidebatten einzubringen, etwa durch 

Stellungnahmen oder Anhörungen (Wald-

mann 2021; Stan 2025).

Die ndo fungieren so als kollektive Infra- 

struktur für politische Teilhabe in der

 postmigrantischen Gesellschaft und er-

öffnen den nachfolgenden Generationen 

von Menschen mit Migrationsgeschichte,  

die nicht selbst migriert sind Zugänge 

zu Ressourcen, Netzwerken und Öffent-

lichkeit. Damit tragen sie dazu bei, dass 

Politik und Institutionen langfristig die 

Vielfalt der Gesellschaft repräsentieren 

(Waldmann 2021; Sönmez 2024). Bis 

dahin bleibt die politische Teilhabe von 

Menschen mit Migrationsgeschichte in 

Deutschland eine vielschichtige Heraus-

forderung, die institutionelle, soziale und 

kulturelle Dimensionen hat. Strukturelle 

Barrieren und ungleiche Voraussetzungen 

beeinträchtigen das Ideal politischer 

Gleichheit (Wüst 2022; Mediendienst  

Integration 2025b; Arsu u. a. 2017; SVR 

2021; Palleit 2011; bbt 2025).

Die ndo bietet eine 
kollektive Infra-
struktur für politi-
sche Teilhabe in der 
postmigrantischen 
Gesellschaft 
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 4.3 Doppelt unsichtbar:  

 Politische Teilhabe von Menschen mit 

 Migrationsgeschichte in Ostdeutschland 

Von Luisa Muhammad 

Wenn in Wissenschaft und Forschung von 

der politischen Partizipation von Mig-

rant*innen und von den Einflüssen von  

Migrant*innenorganisationen in Deutsch-

land gesprochen wird, gelten diese Aussagen 

in der Regel nur für Westdeutschland. Der 

Anteil von Menschen mit Migrationsge-

schichte und/oder Rassismuserfahrung ist 

in den neuen Bundesländern eine andere, 

ebenso deren Geschichte. Die Migrations-

forschung bezog sich lange Zeit nur auf 

Westdeutschland, ohne dass dies benannt 

oder kenntlich gemacht worden wäre 

(Roth 2018, 645). Damit sind Menschen mit 

Migrationsgeschichte in Ostdeutschland 

doppelt unsichtbar: als Menschen mit  

Migrationsgeschichte in Deutschland und 

als Bürger*innen in Ostdeutschland.

Während die Geschichte der Bundesre-

publik Deutschland (BRD) seit Beginn von 

Zuwanderung geprägt war, war die der 

Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 

von Abwanderung geprägt. Zwar gab es 

eine zeitweilige Öffnung in Richtung der 

„Bruderstaaten“ in Osteuropa, aber dies 

hatte kaum Auswirkungen auf die Ent-

wicklung der Gesellschaft in der DDR.  

Studierende und Auszubildende sowie  

politische Flüchtlinge wurden nur in  

geringer Zahl aufgenommen (Weiss 2017, 

69 f.). Die Aufnahme von Geflüchteten war 

politisch bedingt (Weiss 2018, 126). 

Erst in den 1980er-Jahren fand eine  

Migration in die DDR in größerem Umfang 

statt, nämlich durch Vertragsarbeiter*in-

nen im Rahmen von Staatsverträgen mit 

Algerien, Angola, Kuba, Mosambik und 

Vietnam (Weiss 2017, 69 f.). Die Arbeits-

verträge wurden zwischen den Herkunfts-

staaten und der DDR, nicht mit den  

Vertragsarbeiter*innen, geschlossen. 

In diesen bilateralen Verträgen war  

geregelt, welche Verdienstanteile die  

Beschäftigten direkt bekamen und welche 

erst nach der Rückkehr in ihr Heimatland 

ausgezahlt wurden; überdies wurde darin 

geregelt, ob ein Teil des Bruttoverdienstes 

und, wenn ja, wie viel davon direkt an die 

Regierungen der Herkunftsländer gezahlt 

wurde. Die Einwanderung basierte auf 

einem strengen Rotationssystem (Bade/

Oltmer 2004, 93 f.).

Die Zuwanderung in die DDR war auf 

einen temporären Aufenthalt ausgelegt; 

daher gab es keinen öffentlichen Diskurs 

Der Anteil von  
migrantischen  
Menschen ist in  
Ostdeutschland  
eine andere, ebenso  
deren Geschichte. 
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über Einwanderung, und Integration 

wurde nicht als gesellschaftliche Aufgabe 

gesehen (Weiss 2018, 127). Unter dem  

Gesichtspunkt, dass Einwanderung tem-

porär war und Selbstorganisationen von 

Migrant*innen untersagt waren, erscheint 

es überraschend, dass im März 1989 ein 

Wahlrecht für Ausländer*innen auf  

kommunaler Ebene erlassen wurde. 

So erhielten Ausländer*innen, die über 

18 Jahre alt waren und länger als sechs 

Monate in der Kommune gelebt hatten, 

das passive und aktive   Wahlrecht. Die 

Einführung des kommunalen Wahlrechts 

– das es bis heute für Drittstaatler*innen 

nicht gibt in der BRD – zeigte die System-

konkurrenz zu Westdeutschland (Bade/

Oltmer 2004, 96). 

Mit der Wende wurde das bundesdeut-

sche Ausländerrecht auch auf die Gebiete 

der ehemaligen DDR übertragen (Weiss 

2018, 129). So kamen neue Migrant*innen-

gruppen in die neuen Bundesländer, meist 

über die Quotenregelung des Königsteiner 

Schlüssels. Vor allem Spätaussiedler*in-

nen, Asylsuchende und Kontingentflücht-

linge wurden zugewiesen (Sultan 2021). 

Bis heute erfolgt die Zuwanderung nach 

Ostdeutschland meist durch Zuweisung 

(Weiss 2018, 129 f.). Die geringere Zu-

wanderung sowohl in der Vergangenheit 

als auch heute zeigt sich im Vergleich der 

Zahlen der neuen und der alten Bundes-

länder (siehe Abbildung 1). Der Anteil der 

Bevölkerung mit Migrationsgeschichte 

Ab März 1989 existierte 
ein ein Wahlrecht für 
Ausländer*innen auf 
kommunaler Ebene 

Menschen mit Migrationsgeschichte je Bundesland in % Durchschnitt bundesweit 27,6%
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liegt laut dem „Integrationsmonitoring 

der Länder“ für die Jahre 2021 bis 2023 in 

den neuen Bundesländern zwischen 9,6% 

(Mecklenburg-Vorpommern) und 11,3% 

(Brandenburg), in den alten zwischen 

20,3% und 41,1%; bundesweit liegt er bei 

27,6% (IntMK 2025, 17).

Der Unterschied in der Einwanderungs-

geschichte der beiden Staaten zeigt sich 

auch in den Strukturen der Migrant*in-

nenorganisationen. Deren Ursprünge in 

Ostdeutschland liegen in Vereinen, die ab 

1990 in Zusammenarbeit mit ehemaligen 

DDR-Gruppenbetreuer*innen, kirchlichen 

Vertreter*innen und den neu eingesetzten 

Ausländerbeauftragten gegründet wur-

den (Sultan 2021). Somit entstanden die 

ersten Vereine in Kooperation mit nicht 

migrantischen Deutschen und waren von 

einer partnerschaftlichen, gemeinsamen 

Arbeit geprägt. Aufgrund dessen waren 

diese frühen Vereine oft in deutschen 

Dachorganisationen eingebettet – und 

nicht im Zentralregister der ausländischen 

Vereine gelistet (Weiss 2018, 139 f.). Ihr 

Ziel war meist, die Lebenssituationen der 

Menschen mit Migrationsgeschichte zu 

verbessern und gegen die aufkommende 

Welle rechter Gewalt zu kämpfen (Sultan 

2021). So wurden bereits in den frühen 

1990er-Jahren Vereine wie Diên Hông 

– Gemeinsam unter einem Dach oder 

Ausländerrat Dresden gegründet. Dies 

geschah teilweise als Reaktion auf den 

zunehmenden Rassismus, rassistische 

Angriffe und Ermordungen und mit dem 

Ziel, etwas gegen die – wie es damals 

hieß – Ausländerfeindlichkeit zu unterneh-

men. Die beiden besagten Vereine wurden 

gemeinsam von Zugewanderten und 

nicht migrantischen Deutschen gegründet 

(ebd.). Anfangs beschäftigten sich solche 

Vereine auch damit, die Bleiberechte der 

ehemaligen Vertragsarbeiter*innen durch-

zusetzen; diese hatten mit der Wende 

Wohnung und Arbeit verloren und waren 

aufgrund fehlender Hilfe auf sich selbst 

gestellt (Weiss 2018, 140). 

Die Ziele und Funktionen der Vereine wan-

delten sich mit der sozialen Stabilisierung 

der Zugewanderten. Als deren politische 

Vertretung sehen sie sich jedoch auch 

heute, und nach wie vor übernehmen sie 

Betreuungs- und Beratungsaufgaben 

(ebd.). Eine Besonderheit der Vereine in 

den neuen Bundesländern ist ihre Hetero-

genität: Das Verbindende ist die gemein-

same Lebenssituation, nicht die Herkunft 

– was an der geringen Gesamtzahl der 

Migrant*innenorgani-
sationen entstanden 
auch als Reaktion auf 
den zunehmenden 
Rassismus, rassistische 
Angriffe und  
Ermordungen.
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Menschen mit Migrationshintergrund 

liegen kann (ebd.). Gemeinsame Problem-

lagen führten zudem zu weitergehenden 

Vernetzungen. So gibt es herkunftsüber-

greifende Dachverbände wie das 2009 

gegründete Landesnetzwerk Migrantenor-

ganisationen in Sachsen-Anhalt (LAMSA); 

heute existieren in allen fünf Bundeslän-

dern Landesnetzwerke, übergeordnet seit 

2018 der Dachverband der Migrant*innen-

organisationen in Ostdeutschland (Da-

MOst). DaMOst vernetzt und empowert 

(post)migrantische und rassifizierte Com-

munitys in ganz Ostdeutschland, indem er 

unsichtbar machende, diskriminierende 

und verdrängende Strukturen offenlegt, 

kritisiert und bekämpft. Dies geschieht, 

indem rassismuskritische (Repräsentanz- 

und Bildungs-)Räume sowie soziale und 

politische Teilhabe geschaffen werden. 

Die Studie „REPCHANCE“ (Bergmann et 

al. 2024) zeigt, wie stark Menschen mit 

Migrationsgeschichte in der Politik unter-

repräsentiert sind (Daten bis: 31.12.2021). 

Unterrepräsentation ist deutschlandweit 

ein Problem, doch der Ost-West-Unter-

schied ist markant, zumindest auf den 

ersten Blick: In Berlin, Hamburg, Bremen 

haben 18,9% der Abgeordneten eine Mig-

rationsgeschichte, in westdeutschen  

Flächenländern 6%, in Ostdeutschland 

1,5% (7 von 437). Berücksichtigt man 

jedoch die geringe Zahl Wahlberechtigter 

mit Migrationsgeschichte in Ostdeutsch-

land, relativieren sich die niedrigen  

Anteile; sie sind nur leicht unterdurch-

schnittlich (Bergmann et al. 2024, 32 f.). 

Bei den Bundestagswahlen 2025 kamen 

von 73 Abgeordneten mit Migrationsge-

schichte nur 4 aus den neuen Bundes-

ländern (Mecklenburg-Vorpommern: 1; 

Sachsen: 3; Thüringen, Sachsen-Anhalt, 

Brandenburg: 0) (Mediendienst Integra-

tion 2025d). 2023 hatten bundesweit 12,1% 

der Wahlberechtigten eine Migrations-

geschichte, in Ostdeutschland jedoch nur 

2,2% (Brandenburg) bis 3,3% (Thüringen); 

im Vergleich dazu lag der Anteil in Bremen 

bei 20,1%, in Hamburg bei 18,6% (IntMK 

2025, 26). Neben der unzureichenden 

Vertretung von Menschen mit Migrations-

geschichte sind auch Ostdeutsche im 

Bundestag unterrepräsentiert. Der Anteil 

ostdeutscher Personen in Führungs- und 

Regierungspositionen liegt unter ihrem 

Bevölkerungsanteil von 20%: Unter Mer-

kel lag er bei 15%, unter Scholz bei 13,2%, 

unter Merz bei 10,7% – ein historischer 

Tiefstand (Deutscher Bundestag 2025). 

Eine Besonderheit der 
Vereine in den neuen 
Bundesländern ist ihre 
Heterogenität - das 
Verbindende ist die 
gemeinsame Lebens-
situation, nicht die 
Herkunft 
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Die anhaltende Repräsentationslücke ist 

teils eine Folge des Elitentransfers der 

1990er-Jahre, bei dem Führungspositio-

nen im Osten mit Westdeutschen besetzt 

wurden. Auch heute sind die Leitungen 

von Bundesuniversitäten und Ressort-

forschungseinrichtungen alle ausschließ-

lich mit Westdeutschen besetzt; dasselbe 

gilt hinsichtlich der Präsident*innen der 

Bundesgerichte. Die Ungleichheit zeigt 

sich auch in der Wahrnehmung: 2023 

fühlten sich 50% der Ostdeutschen als 

Bürger zweiter Klasse (Deutscher Bun-

destag 2025). Die DeZIM-Studie „Ost-Mi-

grantische Analogien I“ verglich Diskrimi-

nierungserfahrungen von Ostdeutschen 

und Muslim*innen: Beide erleben durch 

Westdeutsche ähnliche Abwertungen, 

werden stereotypisiert und als „nicht ganz 

angekommen“ wahrgenommen. Viele 

Ostdeutsche fühlen sich wie Muslim*innen 

durch strukturelle Barrieren benachteiligt; 

Westdeutsche verdrängen dies oft (Forou-

tan et al. 2019, 37).

Wenngleich ihr Anteil unter den Abge-

ordneten wächst (Bergmann et al. 2024, 

31), bleibt die politische Teilhabe von 

Menschen mit Migrationsgeschichte in 

Ostdeutschland gering. Deshalb bleibt  

es wichtig, deren Sichtbarkeit und  

Repräsentation zu fördern. 

DaMOst vernetzt und 
empowert (post)mig-
rantische und rassifi-
zierte Communitys in 
ganz Ostdeutschland
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 4.4 Vermeintliche Privilegien,  

 reale Mauern. Die polnische Community 

 in Deutschland.

Von Joanna Szymanska-Bica 

 

Die polnische Community in Deutschland 

steht exemplarisch für die Ambivalenzen 

des europäischen Integrationsprojekts. 

Sie fungiert als ein zugleich positives 

wie warnendes Modell für andere EU-

Mitgliedstaaten, einschließlich Polen 

(Malchow/Schöll-Mazurek 2020). Im 

öffentlichen Diskurs gelten Pol*innen in 

Deutschland entweder als „besonders gut 

integriert“ (Landesregierung NRW 2025) 

oder als „unsichtbar“ (Loew 2017).  

Wie auch andere EU-Bürger*innen profi-

tieren Pol*innen einerseits von Privilegien, 

andererseits stoßen sie auf strukturelle 

Hürden sozialer und politischer Teilhabe. 

In der Regel betrachten sich EU-Bür-

ger*innen in Deutschland nicht als Gruppe 

mit besonderem Integrationsbedarf, das 

gilt auch für Pol*innen; Freizügigkeit und 

Arbeitsmarktzugang werden von ihnen 

als Privilegien wahrgenommen. Das führt 

zur Annahme, die aktive gesellschaftliche 

und politische Teilhabe sei entbehrlich 

(Malchow/Schöll-Mazurek 2020). In der 

öffentlichen Wahrnehmung sind Pol*innen 

bzw. EU-Bürger*innen allgemein kaum 

präsent, während zugleich in der jeweili-

gen Sprachgruppe parallele Lebenswelten 

entstehen – und einer breiten Teilhabe 

entgegenstehen. Die geringe Sichtbar-

keit kann bis zur offenen Diskriminierung 

führen (Alagöz-Gessler et al. 2026). Der 

Kontrast zwischen Polens internationalem 

Ansehen und der EU-Binnenrealität ist 

groß: „Polnische Wirtschaft“ steht heute 

für Aufstieg und Erfolg, international gilt 

Polen als gleichberechtigter Partner, und 

der polnische Pass rangiert vor dem der 

USA unter den zehn begehrtesten (Polskie  

Radio 2025); dieses Ansehen spiegelt sich 

jedoch nicht in der gesellschaftspoliti-

schen Stellung polnischer EU-Binnenmi-

grant*innen. Um die Diskriminierung und 

Ausgrenzung gegenüber Osteuropäer*in-

nen zu analysieren, gewinnt jüngst der 

Begriff Antislawismus an Resonanz (Pa-

nagiotidis/Petersen 2025). Die wachsende 

Bedeutung des Begriffs verweist darauf, 

dass rassistische Strukturen auch Perso-

nen mit osteuropäischer Migrationsge-

schichte, ungeachtet ihrer gesellschaftli-

chen Wahrnehmung als „weiß“, betreffen. 

Historisch gewachsene Formen der Aus-

beutung und Entmenschlichung wirken bis 

in die Gegenwart fort und äußern sich in 

persistierenden Stereotypen über „arme“ 

und „rückständige“ Osteuropäer*innen. 

Darüber hinaus manifestiert sich Anti-

EU-Bürger*innen sind 
einerseits privilegiert, 
andererseits stoßen 
sie auf strukturelle 
Hürden. 
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slawismus in sprachlicher Ausgrenzung, 

etwa durch die Abwertung von Akzenten, 

sprachlichen Unsicherheiten oder der Ver-

wendung der Herkunftssprache. Der Begriff 

fungiert somit als analytische Kategorie, 

die materielle, symbolische und sprach-

liche Dimensionen dieser Ausschlüsse 

zusammenführt und deren Einordnung als 

spezifische Form von Rassismus ermög-

licht (Leko et al. 2025). 

Seit dem EU-Beitritt 2004 und der voll-

ständigen Öffnung des Arbeitsmarkts 

2011 leben Pol*innen in Deutschland in 

einem Spannungsfeld zwischen Privilegie-

rung und Ausgrenzung. Zentral für die 

polnische Gemeinschaft in Deutschland 

ist der „deutsch-polnische Vertrag über 

gute Nachbarschaft und freundschaftliche 

Zusammenarbeit“ von 1991: Er begründete 

eine neue Ordnung nach der Transfor-

mation und der Wiedervereinigung, schuf 

ein Fundament für die bilateralen Bezie-

hungen zwischen den beiden Staaten und 

markierte Fortschritte bei Versöhnung und 

Partnerschaft (Bundesrepublik Deutsch-

land und Republik Polen 1991). Dieser 

Vertrag und die Ergebnisse des deutsch-

polnischen Runden Tisches im Jahr 2011 

definieren bis heute die Rahmenbedin-

gungen und Mittel. Obwohl der Vertrag 

eine weitergehende Teilhabe intendierte, 

wird die Polonia oft auf Sprache, Tradition 

und Kulturpflege reduziert.  

Seit 2011 ziehen jährlich Zehntausende 

Pol*innen nach Deutschland; der Höchst-

stand lag bei circa 100 000 Zuzügen 

im Jahr 2015. Ende 2015 lebten 741 000 

polnische Staatsangehörige und 1,7 Mil-

lionen Menschen mit polnischem Migra-

tionshintergrund in Deutschland (Loew 

2017; Mediendienst Integration 2023). Die 

deutsch-polnische Grenzregion ist von 

Kurzzeit- und Rotationsmigration geprägt. 

2024/25 kehrten erstmals seit 1999 mehr 

Pol*innen zurück als neu zuzogen; die 

Bilanz war um rund 12 000 negativ (DWN 

2025). Gründe sind bessere Chancen in 

Polen sowie Bürokratie, arbeitsmarkt-

bezogene Hürden und eine oft fehlende 

„Willkommenskultur“ in Deutschland  

(Malchow/Schöll-Mazurek 2020; Medien-

dienst Integration 2025c). Die in Art. 45 

AEUV (Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union) verankerte Freizügig-

keit, gestärkt durch die Richtlinie 2014/54/

EU, soll ein gemeinsames europäisches 

Lebensgefühl fördern; Bildung und Beruf 

Rassistische Strukturen 
betreffen auch  
Personen mit  
osteuropäischer  
Migrationsgeschichte, 
ungeachtet ihrer  
gesellschaftlichen 
Wahrnehmung als 
„weiß“.
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seien durch strukturelle Integration zu  

erschließen (BAMF 2023). Gleichwohl bleibt 

die gesellschaftliche und politische Par-

tizipation eingeschränkt. Trotz formaler 

Rechte, einschließlich kommunaler Wahl-

rechte, stoßen EU-Bürger*innen auf soziale, 

sprachliche und institutionelle Barrieren 

(Alagöz-Gessler et al. 2026). Die Freizügig-

keit bringt Vorteile, garantiert aber keinen 

automatischen Zugang zu politischen und 

gesellschaftlichen Ressourcen (Schöll- 

Mazurek/Szymanska-Bica/Socha 2024).  

Entscheidend sind zum einen Sprach-

kenntnisse: Fehlende Deutschkenntnisse 

behindern den Zugang zu Arbeit, Bildung 

und politischer Teilhabe. Ein gesetzlicher 

Anspruch auf Integrationskurse besteht 

für EU-Bürger*innen nicht, die Kurse sind 

fakultativ (BAMF 2025). Berufsbezogene 

Sprachkurse werden selten genutzt, was 

auch darauf zurückzuführen ist, dass die 

Arbeits- und Integrationsberatung wenig 

in Anspruch genommen wird (Schöll- 

Mazurek/Szymanska-Bica/Socha 2024). 

Informationen liegen häufiger auf Tür-

kisch, Englisch, Russisch, Arabisch und 

Französisch als auf Polnisch oder Ru-

mänisch vor (siehe z. B.: BAMF 2025). 

Zum anderen ist die Anerkennung von 

Abschlüssen ein Schlüsselfaktor. Büro-

kratische Komplexität, lange Bearbei-

tungszeiten und intransparente Kriterien 

benachteiligen insbesondere reglemen-

tierte Berufe wie Pflege oder Erziehung 

(Schultz/Mecke 2024; Wüst 2024a;  

Malchow/Schöll-Mazurek 2020). Poten-

ziale bleiben ungenutzt; viele arbeiten in 

schlecht bezahlten Positionen oder führen 

Helfertätigkeiten aus (Graf 2023; Alagöz-

Gessler et al. 2026). Strukturelle Barrieren 

begrenzen den Aufstieg und die politische 

Teilhabe. Zwar steigt die Zahl der politisch 

Aktiven mit polnischem Hintergrund in den 

Integrationsräten (WDR COSMO 2025), 

doch deren Profile sind stark auf Drittstaats-

angehörige ausgerichtet; Anliegen von EU-

Bürger*innen geraten in den Hintergrund. 

Erforderlich sind eine systematische,  

bedarfsorientierte Sprachförderung und 

Weiterbildung sowie gezielte Programme 

zur Anerkennung europäischer Abschlüsse,  

besonders für bereits in Deutschland 

lebende und arbeitende Personen. Bund, 

Länder und Kommunen – auch in bilate-

raler deutsch-polnischer Zusammenarbeit 

– sollten auf diesem Wege dafür sorgen, 

dass sich das demokratische und gesell-

schaftliche Potenzial der EU-Bürger*innen 

2024/25 kehrten  
erstmals seit 1999 
mehr Pol*innen zurück 
als neu zuzogen

Freizügigkeit bringt 
Vorteile, aber keine 
Garantie für den  
Zugang zu Ressourcen.
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entfalten kann. Politische Teilhabe und 

soziale Integration sind Grundvorausset-

zungen einer lebendigen Demokratie.  

Freizügigkeit gründet nicht nur auf Ar-

beitsmarktzugang (Art. 45 AEUV), sondern 

auch auf europäischer Bürgerschaft,  

gemeinsamen Werten und Verantwortung 

(Art. 9, 20 AEUV; Kovacheva/Cyrus 2022): 

Sie impliziert eine gemeinsame Verant-

wortung für demokratische Prozesse,  

Integration und sozioökonomischen 

Erfolg, auf nationaler wie europäischer 

Ebene.  

Zu beobachten ist aber auch, dass eine 

wachsende Zahl von Menschen mit Migra-

tionsgeschichte, darunter Pol*innen, eine 

Affinität zu undemokratischen Strukturen 

zeigt und diese unter anderem in den Inte-

grationsräten repräsentiert (Hirndorf 2025). 

Der Polnische Sozialrat (PSR) vertritt  

bundesweit die Interessen von EU-Bür-

ger*innen mit Schwerpunkt auf zentral-  

und osteuropäischen Communitys.  

Gegründet 1982, zählt er zu den ältesten 

polnischen Migrant*innenorganisationen 

in Deutschland, mit Fokus auf Integration. 

Neben der Interessenvertretung, die auf 

Gleichbehandlung und Nichtdiskrimi-

nierung abzielt, bietet der PSR soziale 

und Migrationsberatung an und setzt 

verschiedene Projekte um. Er arbeitet 

intersektional und solidarisch in multi-

ethnischen Gremien. Dabei verknüpft er 

das Thema Migration mit der Bekämpfung 

von Armut und sozialer Ausgrenzung 

und arbeitet eng mit Institutionen in den 

Feldern Arbeitsmarkt, Bildung und soziale 

Inklusion zusammen.

Freizügigkeit impliziert 
eine gemeinsame  
Verantwortung für  
demokratische  
Prozesse.

Der PSR verknüpft das 
Thema Migration mit 
der Bekämpfung von 
Armut und sozialer 
Ausgrenzung.
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 4.5 Politische Sichtbarkeit russisch- 

 sprachiger Communitys in Zeiten  

 globaler Konflikte  

Von Mahkam Hamid

Mit etwa 4,7 Millionen Menschen bilden 

Personen mit einer Migrationsgeschichte, 

die in die unabhängigen Länder der ehe-

maligen Sowjetunion reicht, eine große 

Bevölkerungsgruppe in Deutschland; 

darunter sind 2,7 Millionen Spätaussied-

ler*innen, rund 220 000 jüdische Kontin-

gentflüchtlinge, und zuletzt flohen viele 

aus der Ukraine (Mediendienst Integration 

2025a; Panagiotidis 2021).  

Spätestens seit der russischen Vollinvasion 

gegen die Ukraine mussten die russisch-

sprachigen Communitys ihre Stellung in 

der deutschen Gesellschaft neu verhandeln 

und ihre politischen Positionen neu be-

stimmen. Viele stehen vor einer doppelten 

Herausforderung: Einerseits gilt es, sich von 

der politischen Instrumentalisierung und 

Propaganda aus Russland abzugrenzen,  

andererseits möchte man innerhalb der 

deutschen Gesellschaft realistisch als viel-

fältige, plurale Gruppe wahrgenommen 

werden. Anders als in der deutschen  

Mehrheitsgesellschaft oft angenommen, 

existiert nämlich nicht die eine russisch-

sprachige Community, sondern eine Viel-

zahl unterschiedlicher Communitys mit je 

eigenen sozialen, kulturellen und politischen 

Realitäten (Schneider 2022). Diese Commu-

nitys setzen sich aus Menschen mit unter-

schiedlichen biografischen Hintergründen, 

Migrationserfahrungen und nationalen, 

kulturellen und religiösen Identitäten  

zusammen, die durch Sprache und geteilte  

Migrationsgeschichten lose verbunden 

sind. Dennoch erleben viele, dass sie in der 

Öffentlichkeit häufig pauschal als „Russen“ 

wahrgenommen werden – unabhängig da-

von, ob sie sich selbst so definieren.  

Besonders für russischsprachige Ukrai-

ner*innen, die seit dem Beginn der rus-

sischen Vollinvasion gegen die Ukraine 

im Februar 2022 in großer Zahl Schutz in 

Deutschland suchen, ist diese Fremdzu-

schreibung eine schmerzliche Erfahrung. Sie 

zeigt, wie wenig differenziert die deutsche 

Gesellschaft oft auf die komplexe Realität 

der Migration aus den unabhängigen Län-

dern der ehemaligen Sowjetunion blickt. 

Viele Menschen mit russischsprachigem 

Hintergrund sehen sich mit strukturellen 

Hürden konfrontiert, wenn es um politische 

Teilhabe geht. Eine fehlende deutsche 

Staatsangehörigkeit, mangelnde Informa-

tionen über Kandidaturmöglichkeiten, un-

klare Wege in die politischen Institutionen 

oder schlicht ein Mangel an Zugängen zu 

Es gibt nicht die eine 
russischsprachige 
Community, sondern 
eine Vielzahl mit je 
eigenen Realitäten. 
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Netzwerken erschweren das Engagement. 

Hinzu kommen intersektionale Faktoren 

wie sozioökonomische Unsicherheiten, 

Sprachbarrieren oder Diskriminierungs-

erfahrungen, die sich gegenseitig verstär-

ken. Politische Sichtbarkeit entsteht daher 

nicht von alleine, sondern muss aktiv  

erarbeitet werden – durch Bildungsange-

bote, Empowerment-Formate und sicht-

bare Repräsentationen.  

Genau hier setzen viele Initiativen und 

zivilgesellschaftliche Netzwerke an, 

darunter auch der Bundesverband rus-

sischsprachiger Eltern (BVRE). Der BVRE 

arbeitet bundesweit mit zahlreichen 

Organisationen zusammen, um Infor-

mations- und Beteiligungsstrukturen zu 

schaffen. In Sachen Partizipation fungiert 

er als Brückenbauer: Er schafft Räume, in 

denen russischsprachige Menschen ihre 

Perspektiven artikulieren, sich weiter-

bilden und austauschen können – eine 

Grundlage, um langfristig das politische 

Selbstbewusstsein und die Partizipation 

zu fördern. Der Verband positioniert sich 

klar gegen den russischen Imperialismus 

und die damit verbundene Desinforma-

tion; seine Unterstützung für Ukrainer*in-

nen zeigt er nicht nur mit Worten, sondern 

auch mit Taten. Mit seinen Bildungsan-

geboten und Diskussionsforen ermöglicht 

er, dass Konflikte offen angesprochen 

werden können, ohne dass Menschen in 

vereinfachende Identitätskategorien  

gedrängt würden. Diese Arbeit ist ein  

Beispiel dafür, wie Community-Strukturen 

dabei helfen, gesellschaftliche Spannun-

gen abzufangen und eine demokratische 

Kommunikation aufrechtzuerhalten. 

Ein besonders sichtbarer Beitrag zur 

politischen Bildung und Sichtbarkeit der 

jüngeren Generation ist das Jugendforum, 

das jährlich vom BVRE organisiert wird. 

Hier kommen junge Menschen mit rus-

sischsprachigem Hintergrund zusammen, 

um über Demokratie, Mitbestimmung und 

Repräsentation zu sprechen. Sie lernen, 

wie politische Prozesse in Deutschland 

funktionieren, was Engagement auf  

kommunaler Ebene bedeutet und wie man 

eigene Themen in den politischen Diskurs 

einbringt. Diese Formate fördern nicht nur 

Wissen, sondern auch Selbstwirksamkeit –  

ein entscheidender Schritt, um aus passiven 

Beobachter*innen aktive Mitgestalter*in-

nen zu machen. Ergänzend dazu setzt der 

BVRE auf digitale Öffentlichkeitsarbeit: 

Mit Projekten wie der Jugendredaktion 

Besedka und über soziale Netzwerke wie 

Tiktok und Instagram werden Themen 

Der BVRE zeigt wie 
Community-Struktu-
ren gesellschaftliche 
Spannungen abfangen 
und  demokratische 
Kommunikation  
aufrechterhalten.
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politischer Bildung und die Möglichkeiten 

der politischen Teilhabe vermittelt. Hier 

bilden sich neue Narrative und Stimmen 

aus den Communitys heraus, die zeigen, 

dass russischsprachige Jugendliche keine 

homogene Gruppe sind, sondern vielfältige 

Perspektiven, Identitäten und Haltungen 

haben und vertreten. 

Ein wichtiger Aspekt in den Post-Ost-Com-

munitys ist die Auseinandersetzung mit 

der eigenen Geschichte im Sinne einer 

Dekolonialisierung (Frysztacka 2025). Diese 

Perspektive fordert eine kritische Reflexion 

über Macht- und Identitätsverhältnisse, 

die aus dem sowjetischen Erbe und dem 

russischen Imperialismus resultieren – und 

Konflikte bis in die Gegenwart prägen. Sie 

hat in den letzten Jahren zunehmend an 

Bedeutung gewonnen, insbesondere seit 

der völkerrechtswidrigen Annexion der 

Krim durch Russland, dem Krieg im Osten 

der Ukraine in 2014 sowie der russischen 

Vollinvasion gegen die Ukraine im Februar  

2022. Auch in den russischsprachigen 

Communitys in Deutschland beginnen sich 

dekoloniale Diskurse durchzusetzen. Es 

geht um die Anerkennung unterschied-

licher Erfahrungen der Herkunft und 

Zugehörigkeit – russischer, ukrainischer, 

belarussischer, kasachischer, jüdischer, 

deutscher – und darum, diese Vielstimmig-

keit sichtbar zu machen. Solche Prozesse 

der Selbstreflexion und Differenzierung 

sind entscheidend, um aus einer postmi-

grantischen Perspektive heraus langfristig 

eine politische Sichtbarkeit zu schaffen, 

die nicht von außen definiert, sondern von 

innen getragen wird. 

Die politische Sichtbarkeit der russischspra-

chigen Communitys in Deutschland befindet 

sich somit in einem Transformationsprozess:  

Sie entwickelt sich in den Spannungsfeldern 

zwischen Selbstbehauptung und öffentlicher  

Wahrnehmung und zwischen der Notwen-

digkeit, sich von autoritären Ideologien 

abzugrenzen, und dem Wunsch, als Teil der 

demokratischen Gesellschaft anerkannt zu 

werden. Projekte der politischen Bildung, 

der Jugendförderung, der Medienarbeit 

und der dekolonialen Reflexion zeigen, dass 

diese Communitys über das Potenzial  

verfügen, einen Weg der politischen Teilha-

be in Vielfalt zu finden. Entscheidend wird 

sein, ob diese Bemühungen von der Mehr-

heitsgesellschaft als konstruktiver 

Beitrag verstanden und unterstützt werden. 

Politische Sichtbarkeit ist keine Einbahn-

straße – sie verlangt Dialog, Offenheit und 

gegenseitige Anerkennung. Nur so kann 

aus einer sprachlich, kulturell und histo-

risch komplexen Gemeinschaft ein sicht-

barer Teil der pluralen Demokratie werden.

In den russischspra-
chigen Communitys in 
Deutschland beginnen 
sich dekoloniale  
Diskurse durchzusetzen
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 4.6 Politische Partizipation der  

 Communitys mit Türkeibezug –  

 60 Jahre nach dem Anwerbeabkommen    

Von Aziz Dziri 

Zentrale Erkenntnisse  

Die politische Teilhabe von Menschen mit 

Türkeibezug ist ein wichtiger Indikator für 

den Zustand der deutschen Einwande-

rungsdemokratie. Aus der Analyse lassen 

sich mehrere zentrale Erkenntnisse ableiten:  

• Vergleichsweise hohe politische  

Beteiligung: Aufgrund ihrer langen 

Einwanderungsgeschichte und einer 

starken Organisationsstruktur sind 

Menschen mit Türkeibezug in politischen 

Institutionen sichtbarer vertreten als viele 

andere migrantische Gruppen (Usulcan/

Sauer 2020; Öner 2014).  

• Bedeutung zivilgesellschaftlicher Netz-

werke: Migrantische Organisationen und 

lokale Initiativen haben über Jahrzehnte 

hinweg wichtige Räume politischer Teil-

habe, Interessenvertretung und Willensbil-

dung geschaffen (Priemer/Schmidt 2018). 

• Fortbestehende strukturelle Hür-

den: Trotz dieser Fortschritte bestehen 

weiterhin Barrieren – etwa bei parteiin-

ternen Auswahlprozessen, beim Zugang 

zu Ressourcen oder in der öffentlichen 

Wahrnehmung politischer Akteur*innen 

mit Migrationsgeschichte (Bergmann et 

al. 2024; Blätte et al. 2023).  

• Einfluss transnationaler Debat-

ten: Diskussionen über politische Ent-

wicklungen in der Türkei prägen teil-

weise die öffentliche Wahrnehmung 

der Community und können die poli-

tische Teilhabe indirekt beeinflussen 

(Adar 2020; Aydın 2016). 

Einleitung: Politische Teilhabe als Grad-

messer demokratischer Integration  

Seit dem Anwerbeabkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der 

Türkei im Jahr 1961 hat sich die türkei-

stämmige Bevölkerung zu einer der größten 

migrantischen Communitys in Deutschland 

entwickelt. Heute leben rund drei Millionen 

Menschen mit Türkeibezug im Land (Statisti-

sches Bundesamt 2024). Die Community ist 

keineswegs homogen. Sie umfasst Gruppen 

mit unterschiedlichen ethnischen, religiösen 

und politischen Hintergründen – darunter 

kurdische, arabische oder lasische Gruppen 

sowie sunnitische, alevitische, christliche und 

säkulare Milieus (Schürer 2018).  

Teilhabe von Menschen 
mit Türkeibezug ist 
Gradmesser für die 
deutsche Einwan- 
derungsdemokratie. 
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Vielfalt spiegelt sich auch in unterschied-

lichen Generationserfahrungen wider. 

Während die ersten Generationen der 

Arbeitsmigration vor allem durch wirt-

schaftliche Motive geprägt waren, enga-

gierten sich spätere Generationen  

zunehmend in Bildung, Wissenschaft,  

Kultur und Politik (ebd.). Vor einigen Jahren 

hat zudem eine neue Zuwanderungsphase 

begonnen: Seit etwa 2016 kommen ver-

stärkt hochqualifizierte Fachkräfte,  

Wissenschaftler*innen und politisch  

Exilierte aus der Türkei nach Deutschland. 

Diese häufig als „New Wave“ bezeichnete 

Migration prägt insbesondere urbane 

Räume und erweitert bestehende Netz-

werke der Community (Adar 2020). 

Vor diesem Hintergrund ist die politische 

Teilhabe der Communitys mit Türkeibezug 

ein wichtiger Gradmesser für die demo-

kratische Integration in der Einwande-

rungsgesellschaft.  

Historische Entwicklung politischer  

Beteiligung  

In den ersten Jahrzehnten der Arbeits-

migration war politische Partizipation für 

viele Menschen aus der Türkei nur ein-

geschränkt möglich. In den 1960er- und 

1970er-Jahren dominierte die Vorstellung, 

dass es sich bei den sogenannten Gast-

arbeiter*innen um temporäre Arbeitskräfte 

handele (Bade/Oltmer 2007). Politische 

Integration oder dauerhafte Beteiligung 

standen daher lange nicht im Mittelpunkt 

politischer Strategien.Erst mit zunehmenden 

Einbürgerungen sowie dem politischen 

Engagement der zweiten Generation ent-

wickelten sich stärkere Formen politischer 

Beteiligung. Einen symbolischen Wende-

punkt markierte der Einzug von Leyla 

Onur (SPD) und Cem Özdemir (Bündnis 

90/Die Grünen) in den Deutschen Bundes-

tag im Jahr 1994 (Mediendienst Integra-

tion 2025d). 

Seitdem hat sich die politische Präsenz von 

Menschen mit Türkeibezug auf kommunaler, 

Landes- und Bundesebene kontinuierlich  

erweitert. Einen aktuellen Höhepunkt 

dieser Entwicklung markiert die Wahl von 

Cem Özdemir zum Ministerpräsidenten 

von Baden-Württemberg im Jahr 2026. Er 

wäre damit der erste Ministerpräsident in 

Deutschland mit türkischer Herkunft und 

steht exemplarisch für die gewachsene  

politische Repräsentation postmigranti-

scher Generationen (Frankfurter Rundschau 

2026). Parallel dazu entstand ein dichtes 

Netz zivilgesellschaftlicher Organisationen, 

Bildungsinitiativen und migrantischer  

Verbände. Diese Organisationen fungieren 

bis heute als wichtige Räume politischer 

Sozialisation und tragen dazu bei,  

3 Milionen Menschen 
mit Türkeibezug sind 
nicht homogen.



35

demokratische Kompetenzen zu vermitteln 

und politische Beteiligung zu fördern  

(Priemer/Schmidt 2018).  

Politische Repräsentanz und Beteiligung 

heute  

Die politische Repräsentation von Men-

schen mit Migrationsgeschichte in 

Deutschland bleibt insgesamt weiterhin 

unterdurchschnittlich. Im Deutschen  

Bundestag liegt ihr Anteil derzeit bei rund 

11,6%, während etwa 30% der Bevölkerung 

eine Migrationsgeschichte haben (Medien-

dienst Integration 2025d; Statistisches 

Bundesamt 2024). Für Menschen mit Tür-

keibezug stellt sich die Situation teilweise 

anders dar. Aufgrund ihrer langen Ein-

wanderungsgeschichte und ihrer gewach-

senen Organisationsstrukturen sind sie in 

politischen Institutionen vergleichsweise 

sichtbar vertreten (Uslucan/Sauer 2020; 

Priemer/Schmidt 2018). 

Ein Grund dafür liegt in der früh ent-

standenen politischen Infrastruktur der 

Communitiys mit Türkeibezug. Bereits 

früh bildeten sich zivilgesellschaftliche 

Organisationen, migrantische Verbände 

und politische Initiativen heraus, die bis 

heute zentrale Räume gesellschaftlicher 

Vernetzung und politischer Teilhabe dar-

stellen (Bundeszentrale für politische 

Bildung 2009). Historisch spielte auch 

die politische Sozialisation vieler Arbeits-

migrant*innen in Gewerkschaften eine 

Rolle. Dadurch entstanden früh Kontakte 

zu politischen Institutionen, insbesondere 

zu sozialdemokratischen Parteien (Trede 

2016). Inzwischen zeigt sich jedoch eine 

zunehmende politische Pluralisierung: 

Politische Präferenzen orientieren sich 

stärker an politischen Themenfeldern und 

gesellschaftlichen Fragen als an traditio-

nellen Parteibindungen (Aktürk 2010).  

Zivilgesellschaftliches Engagement als 

Motor politischer Teilhabe  

Neben der parlamentarischen Politik spielt 

zivilgesellschaftliches Engagement eine 

zentrale Rolle für die politische Teilhabe 

der Communitys mit Türkeibezug. In vie-

len Städten engagieren sich Menschen mit 

Türkeibezug in Vereinen, migrantischen 

Selbstorganisationen, religiösen Gemeinden, 

Jugendinitiativen oder Bildungsprojekten 

(Schührer 2018). Diese Aktivitäten reichen 

von politischer Bildungsarbeit über Integ-

rations- und Beratungsangebote bis hin zu 

sozialem Engagement im Alltag – etwa bei 

der Unterstützung von Familien, bei Nach-

barschaftsprojekten oder bei der Vermittlung 

zwischen Behörden und Bürger*innen (ebd.).  

Gesellschaftlichen 
Fragen sind heute 
wichtiger als  
traditionelle  
Parteibindung
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Solche Formen des Engagements sind 

häufig weniger sichtbar als parlamentari-

sche Mandate, bilden jedoch eine wichtige 

Grundlage demokratischer Beteiligung. 

Forschung zeigt, dass zivilgesellschaftliche 

Aktivitäten häufig eine weitergehende poli-

tische Partizipation bewirken und lang-

fristig politische Karrieren ermöglichen 

können (SVR 2020).  

Strukturelle Hürden und gesellschaft-

liche Debatten  

Trotz einer vergleichsweise hohen politischen 

Beteiligung bestehen weiterhin strukturelle 

Hindernisse. Dazu gehören unter anderem 

institutionelle Zugangshürden, begrenzte  

Ressourcen für politische Kampagnen 

sowie nachteilige parteiinterne Auswahl-

prozesse (Bergmann et al. 2024).  

Hinzu kommen gesellschaftliche Debatten,  

die politische Teilhabe beeinflussen können.  

Insbesondere Diskussionen über politische  

Entwicklungen in der Türkei oder zu Loyali-

tätsfragen prägen teilweise die öffentliche  

Wahrnehmung der Community (Adar 2020;  

Aydın 2016). Solche Debatten können dazu 

führen, dass politische Positionen von Men-

schen mit Türkeibezug stärker entlang ihrer 

Herkunft interpretiert werden als entlang 

ihrer politischen Programme.  

Gleichzeitig berichten viele politisch aktive 

Personen mit Migrationsgeschichte von 

Erfahrungen mit subtiler oder offener  

Diskriminierung in politischen Institu-

tionen oder im öffentlichen Diskurs, was 

zusätzliche Hürden für politische Karrieren 

darstellen kann (Bergmann et al. 2024).  

Fazit  

Die politische Teilhabe der Communitys  

mit Türkeibezug in Deutschland zeigt ein 

ambivalentes Bild. Einerseits bestehen 

weiterhin strukturelle Barrieren  

und gesellschaftliche Debatten, die 

politische Karrieren erschweren können. 

Andererseits weisen gerade diese Com-

munitys aufgrund ihrer langen Einwan-

derungsgeschichte, ihrer dichten Orga-

nisationslandschaft und ihrer politischen 

Mobilisierung eine vergleichsweise hohe 

Beteiligung an politischen Prozessen auf. 

Die Erfahrungen der vergangenen sechs 

Jahrzehnte zeigen damit exemplarisch, 

wie politische Teilhabe in einer pluralen 

Einwanderungsgesellschaft entstehen 

kann: durch Engagement, Organisation 

und den kontinuierlichen Ausbau demo-

kratischer Teilhabemöglichkeiten. 

Engagement ist  
wichtige Grundlage 
für demokratische  
Beteiligung 
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Politische Teilhabe ist keine freiwillige  

Ergänzung, sondern Voraussetzung demo-

kratischer Legitimität. Sie definiert die 

Demokratie in ihrem Kern. Dieses Dossier 

zeigt, dass in Deutschland eine strukturelle 

Schieflage zwischen der gesellschaftlichen 

Realität und der politischen Repräsentation 

besteht: Während über ein Viertel der 

Bevölkerung eine Migrationsgeschichte 

haben, bleiben die Beteiligung und Sicht-

barkeit dieser Communitys in politischen 

Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen 

deutlich zurück. Diese Repräsentations-

lücke ist kein Randproblem, sondern ein 

demokratisches Defizit, das Vertrauen,  

Zugehörigkeit und gesellschaftlichen  

Zusammenhalt schwächt.  

Die Forschung ergibt, dass die Unterre-

präsentation nicht an mangelndem Inter-

esse oder Engagement liegt; vielmehr wir-

ken rechtliche Ausschlüsse, institutionelle 

Routinen und informelle Machtstrukturen 

zusammen. Dazu gehört, dass politische 

Rechte an Staatsangehörigkeit gekoppelt 

und Integrations- und Migrationsbeiräte 

mit zu wenig Kompetenzen ausgestattet 

sind. In den Parteien hemmen exkludie-

rende Parteikulturen und intransparente 

Listenaufstellungen die Teilhabe. Dazu 

kommen ungleiche Zugänge zu Res-

sourcen, Netzwerken und Medien. Diese 

Barrieren wirken und verstärken sich 

intersektional; das Dossier geht Zusam-

menhängen mit Rassismuserfahrungen, 

sozialer Lage, Geschlecht und regionalen 

Ungleichheiten nach.  

Der europäische Vergleich zeigt: Politische 

Teilhabe ist gestaltbar. Ein kommunales 

Wahlrecht, eine niedrigschwellige Einbür-

gerung und institutionalisierte Beteili-

gungsformate erleichtern die demokratische 

Anbindung; um wirken zu können, braucht 

es zusätzlich offene Parteistrukturen mit 

einer transparenten Auswahlpraxis und 

eine starke Zivilgesellschaft. Deutschland 

verharrt bislang in einem restriktiven  

Modell, das Zugänge verzögert und  

ungleich verteilt.  

Community-spezifische Analysen verdeut-

lichen Unterschiede und Gemeinsamkeiten.  

Menschen mit Migrationsgeschichte in 

Ostdeutschland sind doppelt marginalisiert.  

EU-Binnenmigrant*innen gelten formal 

als privilegiert, bleiben politisch aber 

5 Resümee 
Von Aziz Dziri 

Politische Teilhabe ist 
keine freiwillige  
Ergänzung, sondern 
Voraussetzung demo-
kratischer Legitimität.  
Sie definiert die  
Demokratie in ihrem 
Kern. 

Politische Teilhabe  
ist gestaltbar. 
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oft unsichtbar. Russische Communitys 

stehen in Zeiten globaler Konflikte unter 

Rechtfertigungsdruck. Die türkeistämmi-

ge Community ist auf der Bundesebene 

sichtbarer geworden, vor allem auf der 

kommunalen und Landesebene bestehen 

Repräsentationslücken fort. Die nachfol-

genden Generationen von Menschen mit 

Migrationsgeschichte und/ oder Rassis-

muserfahrung erleben, dass gesellschaft-

liche Verwurzelung keine gleichberechtigte 

Teilhabe garantiert.  

Gemeinsam ist allen: Die politische  

Teilhabe scheitert nicht an einer fehlenden  

Bereitschaft, sondern an strukturell  

begrenzten Zugängen. Zugleich zeigen 

die Analysen die Bedeutung (post)mig-

rantischer Selbstorganisation auf. (Post)

migrantische Organisationen leisten 

politische Bildungsarbeit, bündeln plurale 

Interessen, schaffen Repräsentationsräu-

me und fungieren als Brücken zwischen 

Communitys, Politik und Verwaltung. Sie 

kompensieren strukturelle Ausschlüsse – 

verhindern können sie diese jedoch nicht.  

Unterrepräsentation ist ein politischer 

Handlungsauftrag. Eine zukunftsfähige 

Demokratie erfordert den Abbau recht-

licher Barrieren, die Öffnung politischer 

Institutionen, transparente Beteiligungs- 

und Auswahlverfahren sowie die Stär-

kung (post)migrantischer Organisationen. 

Politische Teilhabe darf kein Privileg blei-

ben – sie ist ein demokratisches Recht 

und die gemeinsame Verantwortung von 

Staat, Parteien und Zivilgesellschaft. 

Gemeinsam ist allen: 
Die politische Teilha-
be scheitert nicht an 
einer fehlenden Be-
reitschaft, sondern an 
strukturell begrenzten 
Zugängen.
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